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 Veröffentlicht am 27.03.1984

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofs Dr. Piegler als Vorsitzenden und

durch die Hofräte des Obersten Gerichtshofs Dr. Kralik, Dr. Huber, Dr. Melber und Dr. Egermann als weitere Richter in

der Rechtssache der klagenden Partei Friederike F*****, wider die beklagte Partei Hans H*****, vertreten durch

Dr. Franz Wil;ng, Rechtsanwalt in Wien, wegen Wiederaufnahme (Streitwert 97.488 S), infolge Revisionsrekurses der

beklagten Partei gegen den Beschluss des Landesgerichts für Zivilrechtssachen Wien als Rekursgericht vom

21. Dezember 1983, GZ 43 R 2129/83-63, womit der Beschluss des Bezirksgerichts Innere Stadt Wien vom

15. September 1983, GZ 3 C 22/82-53, betreDend die Zurückweisung der Wiederaufnahmsklage aufgehoben wurde,

folgenden

Beschluss

gefasst:

Spruch

Der Revisionsrekurs wird zurückgewiesen.

Text

Begründung:

Die Parteien waren verheiratet, ihre Ehe wurde mit rechtskräftigem Urteil des Landesgerichts für Zivilrechtssachen

Wien vom 15. 3. 1972 geschieden. Nach dem anlässlich der Ehescheidung abgeschlossenen Vergleich verpFichtete sich

der Beklagte, der Klägerin einen nach dem Verbraucherpreisindex wertgesicherten Unterhalt von monatlich 3.500 S zu

bezahlen. Das Begehren des Beklagten auf Neufestsetzung des Unterhalts wurde mit Urteil des Erstgerichts vom

3. 3. 1983 im Sinne des Klagebegehrens entschieden. Die Klägerin war in diesem Verfahren (als Beklagte) durch einen

Verfahrenshelfer vertreten. Am 3. 8. 1983 brachte sie eine von ihr selbst verfasste Wiederaufnahmsklage ein (ON 46)

und beantragte mit weiterem Schriftsatz vom 6. 9. 1983 (ON 51), ihr einen neuen Verfahrenshelfer zu bestellen. Der

Wiederaufnahmsklage war keine Gleichschrift und Halbschrift im Sinne des § 80 Abs 1 ZPO angeschlossen. Sie enthielt

auch nicht alle nach § 75 ZPO für jeden Schriftsatz und auch nicht die für Nichtigkeits- und Wiederaufnahmsklagen

n a c h § 536 ZPO insbesondere vorgeschriebenen Angaben. ODensichtlich ist, dass die Klägerin die

Wiederaufnahmsklage auf den Wiederaufnahmsgrund des § 530 Abs 1 Z 7 ZPO stützt. Die Beweismittel waren

bezeichnet und zum Teil der Klage in Fotokopie angeschlossen.Die Parteien waren verheiratet, ihre Ehe wurde mit

rechtskräftigem Urteil des Landesgerichts für Zivilrechtssachen Wien vom 15. 3. 1972 geschieden. Nach dem anlässlich

der Ehescheidung abgeschlossenen Vergleich verpFichtete sich der Beklagte, der Klägerin einen nach dem

Verbraucherpreisindex wertgesicherten Unterhalt von monatlich 3.500 S zu bezahlen. Das Begehren des Beklagten auf

Neufestsetzung des Unterhalts wurde mit Urteil des Erstgerichts vom 3. 3. 1983 im Sinne des Klagebegehrens

entschieden. Die Klägerin war in diesem Verfahren (als Beklagte) durch einen Verfahrenshelfer vertreten. Am 3. 8. 1983
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brachte sie eine von ihr selbst verfasste Wiederaufnahmsklage ein (ON 46) und beantragte mit weiterem Schriftsatz

vom 6. 9. 1983 (ON 51), ihr einen neuen Verfahrenshelfer zu bestellen. Der Wiederaufnahmsklage war keine

Gleichschrift und Halbschrift im Sinne des Paragraph 80, Absatz eins, ZPO angeschlossen. Sie enthielt auch nicht alle

nach Paragraph 75, ZPO für jeden Schriftsatz und auch nicht die für Nichtigkeits- und Wiederaufnahmsklagen nach

Paragraph 536, ZPO insbesondere vorgeschriebenen Angaben. ODensichtlich ist, dass die Klägerin die

Wiederaufnahmsklage auf den Wiederaufnahmsgrund des Paragraph 530, Absatz eins, ZiDer 7, ZPO stützt. Die

Beweismittel waren bezeichnet und zum Teil der Klage in Fotokopie angeschlossen.

Das Erstgericht wies den Antrag der Klägerin auf Bestellung eines neuen Verfahrenshelfers und die

Wiederaufnahmsklage zurück, letztere mit der Begründung, dass sie zur ordnungsmäßigen geschäftlichen Behandlung

nicht geeignet sei.

Das Rekursgericht bestätigte den erstgerichtlichen Beschluss über die Zurückweisung des Antrags auf Bestellung eines

neuen Verfahrenshelfers, hob jedoch im Übrigen den erstgerichtlichen Beschluss unter Rechtskraftvorbehalt auf und

trug dem Erstgericht nach Verfahrensergänzung eine neue Entscheidung auf.

Das Rekursgericht vertrat den Standpunkt, dass weder die formellen, noch die inhaltlichen Mängel der

Wiederaufnahmsklage deren Zurückweisung rechtfertigten. Nach § 84 Abs 3 ZPO in der Fassung der Zivilverfahrens-

Novelle 1983 seien bei Schriftsätzen, für deren Überreichung eine Frist einzuhalten sei, auch inhaltlich Mängel im Sinne

des § 84 Abs 1 ZPO verbesserungsfähig. Das Erstgericht werde daher das Verbesserungsverfahren einzuleiten haben.

Die Voraussetzung für einen Rechtskraftvorbehalt sei nach § 502 Abs 4 ZPO gegeben, weil zur verfahrensrechtlichen

Frage der Verbesserung inhaltlicher Mängel nach der neuen Bestimmung des § 84 Abs 3 ZPO eine Rechtsprechung des

Obersten Gerichtshofs fehle.Das Rekursgericht vertrat den Standpunkt, dass weder die formellen, noch die

inhaltlichen Mängel der Wiederaufnahmsklage deren Zurückweisung rechtfertigten. Nach Paragraph 84, Absatz 3, ZPO

in der Fassung der Zivilverfahrens-Novelle 1983 seien bei Schriftsätzen, für deren Überreichung eine Frist einzuhalten

sei, auch inhaltlich Mängel im Sinne des Paragraph 84, Absatz eins, ZPO verbesserungsfähig. Das Erstgericht werde

daher das Verbesserungsverfahren einzuleiten haben. Die Voraussetzung für einen Rechtskraftvorbehalt sei nach

Paragraph 502, Absatz 4, ZPO gegeben, weil zur verfahrensrechtlichen Frage der Verbesserung inhaltlicher Mängel

nach der neuen Bestimmung des Paragraph 84, Absatz 3, ZPO eine Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs fehle.

Rechtliche Beurteilung

Der gegen den Aufhebungsbeschluss des Rekursgerichts erhobene Revisionsrekurs des Beklagten (im Verfahren

unrichtig als klagende Partei bezeichnet) ist unzulässig.

Der § 84 Abs 1 ZPO enthält die allgemeine Anordnung der Beseitigung von Formgebrechen eines Schriftsatzes, die die

ordnungsmäßige geschäftliche Behandlung zu hindern geeignet sind. Die Verbesserungsvorschriften haben durch die

Zivilverfahrens-Novelle 1983 eine Erweiterung erfahren. Nach § 84 Abs 1 ZPO ist auch vorzugehen, wenn bei der

Überreichung des Schriftsatzes eine Frist einzuhalten war und in dem Schriftsatz Erklärungen oder sonstiges

Vorbringen fehlen, die für die mit dem Schriftsatz vorgenommene Prozesshandlung vorgeschrieben sind (§ 84 Abs 3

ZPO). Ein nach § 84 Abs 1 ZPO ergehender Beschluss kann durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten

werden (§ 84 Abs 1 zweiter Satz ZPO). Die näheren Vorschriften darüber, wie das vom Gericht von Amts wegen zur

Erwirkung der Beseitigung von verbesserungsfähigen Mängeln von Schriftsätzen einzuschlagende Verfahren

durchzuführen ist, enthält der § 85 ZPO. Auch gegen die aufgrund dieser Bestimmung ergehenden Beschlüsse ist ein

abgesondertes Rechtsmittel nicht statthaft (§ 85 Abs 3 erster Satz ZPO).Der Paragraph 84, Absatz eins, ZPO enthält die

allgemeine Anordnung der Beseitigung von Formgebrechen eines Schriftsatzes, die die ordnungsmäßige geschäftliche

Behandlung zu hindern geeignet sind. Die Verbesserungsvorschriften haben durch die Zivilverfahrens-Novelle 1983

eine Erweiterung erfahren. Nach Paragraph 84, Absatz eins, ZPO ist auch vorzugehen, wenn bei der Überreichung des

Schriftsatzes eine Frist einzuhalten war und in dem Schriftsatz Erklärungen oder sonstiges Vorbringen fehlen, die für

die mit dem Schriftsatz vorgenommene Prozesshandlung vorgeschrieben sind (Paragraph 84, Absatz 3, ZPO). Ein nach

Paragraph 84, Absatz eins, ZPO ergehender Beschluss kann durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten

werden (Paragraph 84, Absatz eins, zweiter Satz ZPO). Die näheren Vorschriften darüber, wie das vom Gericht von

Amts wegen zur Erwirkung der Beseitigung von verbesserungsfähigen Mängeln von Schriftsätzen einzuschlagende

Verfahren durchzuführen ist, enthält der Paragraph 85, ZPO. Auch gegen die aufgrund dieser Bestimmung ergehenden

Beschlüsse ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht statthaft (Paragraph 85, Absatz 3, erster Satz ZPO).
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Im vorliegenden Fall wurde durch den Beschluss des Rekursgerichts, nach dessen Inhalt das Erstgericht ein

Verbesserungsverfahren durchzuführen haben wird, die a-limine Zurückweisung der Wiederaufnahmsklage durch das

Erstgericht beseitigt. Nach der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs kann die Verbesserung auch im

Rechtsmittelverfahren aufgetragen werden, wenn ein Antrag abgewiesen wurde, obwohl richtigerweise ein

Verbesserungsauftrag zu erteilen gewesen wäre (SZ 48/6). Fraglich ist jedoch, ob die Rechtsmittelbeschränkungen der

§§ 84 Abs 1 und 85 Abs 3 ZPO noch anwendbar sind, wenn die Entscheidung des Rekursgerichts formell über die

Anordnung eines Verbesserungsverfahrens hinausgeht. Nach ständiger Rechtsprechung steht jedoch dem Beklagten

ein Rechtsmittel gegen den Beschluss nicht zu, mit dem das Rekursgericht die Einleitung des gesetzmäßigen

Verfahrens über eine vom Erstgericht wegen Unzuständigkeit zurückgewiesene Klage aufträgt (Jud 61 = SZ 27/290;

JBl 1969, 670; RZ 1964, 121 ua). Dem an der Prüfung der Zuständigkeit in erster Instanz nicht beteiligten Beklagten ist

auch nach dem Eingreifen der zweiten Instanz eine Beteiligung an dieser vorläu;gen Prüfung versagt. Dem Beklagten

ist eine die Klage zurückweisende Verfügung grundsätzlich auch nicht zuzustellen. Durch eine allfällige Zustellung wird

die prozessuale Stellung des Beklagten, der in diesem Verfahrensstadium noch keine Parteistellung besitzt, nicht

geändert (SZ 27/290; vgl Fasching III 832 und IV 543).Im vorliegenden Fall wurde durch den Beschluss des

Rekursgerichts, nach dessen Inhalt das Erstgericht ein Verbesserungsverfahren durchzuführen haben wird, die a-

limine Zurückweisung der Wiederaufnahmsklage durch das Erstgericht beseitigt. Nach der Rechtsprechung des

Obersten Gerichtshofs kann die Verbesserung auch im Rechtsmittelverfahren aufgetragen werden, wenn ein Antrag

abgewiesen wurde, obwohl richtigerweise ein Verbesserungsauftrag zu erteilen gewesen wäre (SZ 48/6). Fraglich ist

jedoch, ob die Rechtsmittelbeschränkungen der Paragraphen 84, Absatz eins und 85 Absatz 3, ZPO noch anwendbar

sind, wenn die Entscheidung des Rekursgerichts formell über die Anordnung eines Verbesserungsverfahrens

hinausgeht. Nach ständiger Rechtsprechung steht jedoch dem Beklagten ein Rechtsmittel gegen den Beschluss nicht

zu, mit dem das Rekursgericht die Einleitung des gesetzmäßigen Verfahrens über eine vom Erstgericht wegen

Unzuständigkeit zurückgewiesene Klage aufträgt (Jud 61 = SZ 27/290; JBl 1969, 670; RZ 1964, 121 ua). Dem an der

Prüfung der Zuständigkeit in erster Instanz nicht beteiligten Beklagten ist auch nach dem Eingreifen der zweiten

Instanz eine Beteiligung an dieser vorläu;gen Prüfung versagt. Dem Beklagten ist eine die Klage zurückweisende

Verfügung grundsätzlich auch nicht zuzustellen. Durch eine allfällige Zustellung wird die prozessuale Stellung des

Beklagten, der in diesem Verfahrensstadium noch keine Parteistellung besitzt, nicht geändert (SZ 27/290; vergleiche

Fasching römisch drei 832 und römisch vier 543).

Auch die Prüfung einer Klage auf ihre Eignung zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung ;ndet nur zwischen dem

Gericht und dem Kläger ohne Beteiligung des Beklagten statt. Ein allfälliger Auftrag zur Verbesserung nach den §§ 84,

85 ZPO ergeht ohne Anhörung des Beklagten, dem die Klage auch noch nicht zugestellt wurde. An diesem Verhältnis

ändert auch das Eingreifen der zweiten Instanz und die (im vorliegenden Fall) erfolgte Zustellung der

rekursgerichtlichen Entscheidung. Trägt daher das Rekursgericht nach einer a-limine Zurückweisung der Klage, weil

diese infolge von Gebrechen eine ordnungsmäßige geschäftliche Behandlung verhindere, dem Erstgericht die

Durchführung eines Verbesserungsverfahrens auf, kann dieser Beschluss auch vom Beklagten, der bisher formell am

Verfahren noch nicht beteiligt war, durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden. Der

Rechtskraftvorbehalt des Rekursgerichts konnte die Zulässigkeit eines ausgeschlossenen Rechtsmittels nicht bewirken

(JBl 1964, 154).Auch die Prüfung einer Klage auf ihre Eignung zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung ;ndet nur

zwischen dem Gericht und dem Kläger ohne Beteiligung des Beklagten statt. Ein allfälliger Auftrag zur Verbesserung

nach den Paragraphen 84, 85, ZPO ergeht ohne Anhörung des Beklagten, dem die Klage auch noch nicht zugestellt

wurde. An diesem Verhältnis ändert auch das Eingreifen der zweiten Instanz und die (im vorliegenden Fall) erfolgte

Zustellung der rekursgerichtlichen Entscheidung. Trägt daher das Rekursgericht nach einer a-limine Zurückweisung der

Klage, weil diese infolge von Gebrechen eine ordnungsmäßige geschäftliche Behandlung verhindere, dem Erstgericht

die Durchführung eines Verbesserungsverfahrens auf, kann dieser Beschluss auch vom Beklagten, der bisher formell

am Verfahren noch nicht beteiligt war, durch ein abgesondertes Rechtsmittel nicht angefochten werden. Der

Rechtskraftvorbehalt des Rekursgerichts konnte die Zulässigkeit eines ausgeschlossenen Rechtsmittels nicht bewirken

(JBl 1964, 154).

Demgemäß ist der Revisionsrekurs zurückzuweisen.

Im fortgesetzten Verfahren wird das Erstgericht die Bestimmung des § 385 Abs 3 GeO zu beachten haben.Im

fortgesetzten Verfahren wird das Erstgericht die Bestimmung des Paragraph 385, Absatz 3, GeO zu beachten haben.
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